Wien, Donnerstag den 16. December 1880. XIII. Jahrgang. Nr. 51. 


Oeſterreichiſeche 


Jeilſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjahrig 2 fl. 
- vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Vlatte die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Zuchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtuuweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Betlagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamatiouen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


2 7 en Te e Nräftiger ſi i jü „Verein der Fort⸗ 
A vun | tert 4 r | et 1 | Kräftiger hat ſich der um wenige Tage jüngere „Ve 7 
f ſchrittsfreunde“ erwieſen, de facto auch ein Verein der inneren Stadt. 
Wir laden zur Pränumeratian auf die „Oeſterreichiſche Die Verfaſſungsgeber desſelben haben die Satzungen des deutſchen Volks⸗ 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1881 ein. | Vereines unſtreitig genau gekannt, es geht dies hervor aus der Ueber⸗ 


3 2 3 1% p; Flle: N 2 ., | einjtinmmung in minder weſentlichen Dingen; gerade dies aber in Ver⸗ 
Br em e ir Dr Bel für die Zeitſchrift a bindung mit der Verſchiedenheit in der Hauptſache zeigt uns, daß hier 
der in Buchform ogenweiſe beigegebenen Beilage der zwei gegneriſche Vereine einander den Boden ſtreitig machen. Die 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. Fortſchrittsſreunde wiſſen nichts von deutschem Volksthum, fie fördern 
(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei- die „politiſche und ſociale Entwicklung des Volkes“ und erſtere ins⸗ 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig beſondere dadurch, daß ſie „durch Unterſtützung > wirthſchaſtlichen 
der vierteljähri ſchehen. Doch bi . e K. Thätigkeit einen erhöhten Wohlſtaud erzielen“. Ihre concreteſten Forde— 
a ehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht⸗ rungen faſſen die „Ausdehnung des Wahlrechtes und directe Wahlen“, 
zeitige i der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine Verwirklichung volksthümlicher Grundſätze in allen Staats-, Landes- und 
Unterbrechung eintrete. Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle Gemeindeangelegenheiten, Förderung der Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und 
mittelſt Poſtan weiſung geſchehen. eine gerecht vertheilende Steuerreform in ſich. Die Verkehrung der 
= — — ö = — demokratiſchen Grundſätze des deutſchen Volksvereines iſt ſomit ſonnen⸗ 
klar, ebenſo deutlich iſt aber die Gleichförmigkeit der ganzen Vereins— 

a: 4 a * u 5 vb brganiſation. 2) 

Beiträge zur Geſchichte und Statiſtik der politiſchen Vereine in Mit dem „Fortſchritt“ des 3. Bezirkes gelangen wir nunmehr 


Oeſterreich. Von Dr. Karl Hugelmann. II. Die politiſchen Vereine 5 2 ; ; 5 4 
unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes von 1867 während des Quinquen⸗ zu ui nn on Liberali mus in den Vorſtädten. Wenn wir 
niums 1868 — 1872. jedoch mit der Vorſtellung an dieſelben herantreten, in ihnen nergiſche 


Mittheilungen aus der Praxis: Bekämpfer der Demokratie zu entdecken, ſo werden wir eine große 


0 1 N 5 5 äuf . tſchritt“ zandſtraße iſt 
Begriff der gemeinſchaftlichen Haushaltung im Sinne der 199 und 463 Enttäuſchung erfahren. Der „Fortſchritt der Lan 5 iſt nur um 
5 . G. B. r 5 ss — 12 Tage jünger als der „deutſch-demokratiſche Verein“ desſelben Be⸗ 


Geſetze und Verordnungen. zirkes, die innere Verſchiedenheit des Programms iſt aber jo gering, 
Perſonalien. der Liberalismus des „Fortſchritt“ ſo vorgeſchritten, daß wohl nur, 
Erledigungen. wie der Name verräth, geſellige Momente den Ausſchlag gegeben, ſich 
— — — nicht offen dem demokratiſchen Banner anzuſchließen. Alle jene Princi⸗ 


| pien, welche zur vollen bürgerlichen Freiheit führen und als Grund— 


Beiträge ur : d ift: r politifrhen ſaulen der Geſittung anerkannt werden, will der „Jortſchritt“ zur 
ge z Geſchichte und Statiſtik der u ſch Geltung bringen, und bei der ſpeciellen Ausführung ſehlt faſt keiner 


Vereine in Heſterreich. der Zielpunkte des „deutſch⸗demokratiſchen“ Vereins. ?) 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
II. 
Die politiſchen Vereine unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes von 


würdiger Weife ſtimmen die Statuten des liberalen Vereines mit jenen des 
demokratiſchen faſt wörtlich überein. Auch hier wird unter der „Autonomie“ die 
„Selbſtſtändigkeit und volle Freiheit des Individuums“ erſtrebt; ein deutliches 
Zeugniß, welche Verwüſtung das Schlagwort der Autonomie feinerzeit in poli⸗ 


1867 während des Quinquenniums 868 — 1872. tiſchen und unpolitiſchen Köpfen angerichtet hat. Nur das verlangt man in der 
B. inneren Stadt nicht geradezu, daß dies Ziel ohne Unterſchied der Nationalität 
g N 17 0 erreicht werden ſoll. 
Tendenz und Organiſation der politiſchen Vereine. 2 Nur der Ballot bei der Aufnahme ift verſchwunden (man zeichnet ſich 


1% f; + hier mit Empfehlung von drei Mitgliedern in die Mitgliederliſte ein), desgleichen 
8 = Die liberalen Vereine. *) die Volksverſammlungen aus den Mitteln, und bei dem Schiedsgerichte findet ſich 

Wie im demokratiſchen Lager jo hat auch unter der Fahne des der praktiſche Zuſatz, daß den Obmann das Los beſtimmt, falls die zwei gewählten 
Liberalismus die Vereinsgründung des Jahres 1868 in Wien begonnen. Schiedsrichter ſich über denſelben zu einigen nicht vermögen. 


j N a 1 7 ) Die Verſechtung der deutſchen Intereſſen iſt verſchwiegen. Der Punkt 
1 5 3 19. 1 „ 1 an 5 fen ee = über das Wahlrecht (dort gleiches, directes mit geheimer Abstimmung) wird hier 
igt; zu wirklichem Leben hat es dieſer Verein aber nie gebracht.“) dahin geregelt, daß die Erweiterung desſelben gehen joll bis an die „Grenze der 
reg directen Theilnahme“; neu ift ferner die Forderung der Herabſetzung der Steuer⸗ 

10 Dergl. Nr. 43 des laufenden Jahrganges dieſer Zeitſchriſt. . laſten, rationeller Unificirung der Staatsſchuld, Einführung der allgemeinen Wehr⸗ 
) Die Statuten des „Reformelub“ werden an demſelben Tage wie jene pflicht mit Abſchaffung des Loskaufs. Nicht nur die landläufigen Deſiderien bezüg⸗ 
der uns bekannten demokratiſchen „Eintracht“ vom Neubau beſcheinigt und merk⸗ | Lich der Nationalitäten und Confeſſionen, der Schule, Volksbildung, des Concordats, 


1 


Eigenthümlich iſt nur der zweite, der „geſellige Theil“ der Schwurgerichten, die Reform der Steuergeſetzgebung iſt beibehalten, 
Statuten. Monatlich einmal finden Geſelligkeits-Verſammlungen ftatt, in nicht aber die Herabfetzung der Laſten, die Erweiterung des Wahlrechts 
welche auch Frauen eingeführt werden können, und weniger auf politiſche wird ganz allgemein gefordert, rückſichtlich der Gemeinde-Autonomie 
Tagesfragen, als auf Gegenſtände Rückſicht genommen wird, „die das verlangt man deren Wahrung und richtige Durchführung, rückſichtlich der 
Gemüth erheitern, den Geiſt heben, das Wiſſen bereichern und den politiſch-⸗ſocialen Intereſſen der Arbeiter und des kleinen Gewerbeſtandes 
praktiſchen Sinn ſchärſen“, zudem ſoll es „Aufgabe dieſes Theiles des wird die Anſtrebung des Coalitionsrechtes und Begünſtigung wirthſchaft⸗ 
Vereines Fortſchritt ſein, dafür zu ſorgen, daß jedes ſeiner Mitglieder licher Genoſſenſchaften beſonders genannt. Zu dieſer Abdämpfung der 
ein moraliſches Aſyl in unverſchuldeten Unglücksfällen darin fände“. demokratiſchen Verlangen geſellt ſich endlich die Wahrung der deutſch— 
Es wird daher eine Schußeaffe unter der Leitung eines mit dem ge- nationalen Intereſſen unter Anerkennung der aus der Idee der Frei⸗ 
ſammten Vermögen ſeiner Mitglieder haftenden Comites gegründet, heit fließenden Gleichberechtigung der Nationalitäten, ſo daß das 
welche unrückzahlbare Unterſtützungen bis zu 50 fl. und unverzinsliche | „national⸗liberale“ Programm, möchten wir beinahe ſagen, ein vollſtän⸗ 
Aushilfen bis zu 100 fl den Mitgliedern zuwenden ſoll. Ob ſich dieſer diges genannt werden kann. ) 
letztere Zweck als unerreichbar erwieſen oder ſo gut gediehen, daß er, | Daß dieſe „national-liberale“ Richtung in den kleineren Städten 
wie es in den Statuten ſchon vorgeſehen war, durch einen ſelbſtſtän- ihren eigentlichen Boden findet, dafür liefert der letzte Verein des Jahres 
digen Verein weiter verfolgt wurde, iſt unklar; genug, der am 20. Mai 1868, der „conſtitutionelle Fortſchrittsverein“ in Krems, den beſten 
1869 verjüngte „conſtitutionelle Wählerverein Fortſchritt“ befaßt ſich Beweis. Das Statut desjelben verräth offenbar Anklänge an den Wächter 
nur mehr mit politiſchen Aufgaben, die geſellige Abtheilung der Statuten | der Volksrechte auf der Wieden, deun auch hier ſoll die klare Erkenut— 
iſt verſchwunden. “) niß der Grundſätze wahrer Volksfreiheit und die Verwirklichung der- 

Entſchiedener als auf der Landſtraße iſt auf der Wieden durch | ſelben angeſtrebt werden, auch hier „eröffnet“ der Vorſtand alle Zu— 
den „Verein für cönſtitutionellen Fortſchritt“ (April) der Gegenſatz zu | ſchriften u. dgl. m.; trotzdem hat man aber über die wahre Volksfreiheit 
der Demokratie ausgeſprochen worden. Kenntniß des modernen Ver— weder die Staatsgrundgeſetze und Verfaſſung, noch darauf vergeſſen, das 

| 


faſſungsſtaates, insbeſondere der Staatsgrundgeſetze, Durchführung der „Bewußtſein der nationalen und geiftigen Zuſammengehörigkeit mit allen 
Grundrechte, Entwicklung der freiheitlichen Verfaſſungs- und Verwal- deutſchen Stammesgenoſſen zu pflegen und zu beleben“. ”) 
tungsrechte, Erörterung volkswirthſchaftlicher und finanzieller Fragen ſind In Wien haben wir von nun an mehr als zwei, außerhalb 
das eng begrenzte Ziel; Monatsverſammlungen, ein Leſecabinet, eventuell Wiens ein volles Jahr keinen einzigen Verein hieher gehöriger Richtung. 
eine Volksbibliothek, Verbreitung von Druckſchriften, Unterſtützung von In Wien nimmt der „Donauclub“ am 28. Mai 1871 den mit 
geſinnungstüchtigen Candidaten und freiſinnigen Männern u. ſ. w. ſind dem Wiedner conſtitutionellen Verein (April 1868) abgeriſſenen Faden 
die Mittel, unter denen nur Volksverſammlungen fehlen. Speciell die wieder auf. Die Aufrollung der liberalen Fahne erfolgt aber in einem 
Bibliothek iſt dem Vereine fo ſehr an das Herz gewachſen, daß im Bezirke, welcher von der Demokratie noch gar nicht beſetzt iſt, und 
Falle der Auflöſung das Vermögen an die beſtehende oder zu errich- auch da in ſo geſchickt behutſamer Weiſe, daß die verſchiedenſten Elemente 
tende Volksbibliothek des Bezirkes fällt.) geſammelt und Gegenſätze jedenfalls vermieden werden, denn zur „Ent— 
Erſt in Baden und Krems begegnen wir wieder Vertretern wicklung politiſchen Lebens im Geiſte des Fortſchritts“ will man ge— 
des gewöhnlichen Liberalismus, zwar an beiden Orten in der Form | langen durch „Wahrung und Förderung politiſcher, kommunaler und 
des in Wien ſo wenig vertretenen national-liberalen Programms. wirthſchaftlicher Intereſſen“, und auch das immer mit „beſonderer Rück— 
In Baden hatte man offenbar die Landſtraßer Typen vor fich ſicht auf die Verhältniſſe des zweiten Gemeindebezirkes“. Daß nicht auf 
und hat fie, mit Abſchleifung demokratiſcher Schärfen und gewiſſer | die Maſſen, ſondern nur auf die wohlhabenderen Claſſen gerechnet wird, 
Uebertreibungen, auch berückſichtigt. Die „Durchführung und Erweiterung erhellt zudem aus dem Verzicht auf Volksverſammlungen, der neben 
der durch die Staatsgrundgeſetze gewahrleiſteten politiſchen Rechte der Jahresbeiträgen beſtehenden Eintrittstage von 2 fl., der durch den 
Staatsbürger und des Vertretungskörpers“ kennzeichnet den verfaffungs- | Ausſchuß erfolgenden Aufnahme, welche ſehr praktiſch durch die Nicht— 
mäßigen Standpunkt, die Gleichberechtigung aller Staatsbürger iſt jener zuſtellung der Mitgliederkarte verweigert wird u. ſ. w.) 
aller Confeſſionen hinzugefügt, die volksthümliche Rechtspflege wird Ein weiterer Bezirk wird im Kampfe gegen die Demokraten im 
verſtanden in der Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des Verfahrens und Jahre 1871 nicht in Anſpruch genommen, erſt im Jänner 1872 ſoll 
f der neunte Bezirk von dem „JFortſchrittsvereine“ und im Deceniber 
Slaatsha n shalts, auch die ſpeeifiſchen Schmerzen der Landſtraßer Demokraten der 7. von dem „erſten Wählerverein“ beſetzt werden, und noch ſpäter 
kehren aber wieder, jo die freie Vereins- und Preßgeſetzgebung, die Reform der [(Februar 1873 und Jänner 1874) tauchen die „Verfaſſungsfreunde“ 
Rechtspflege, die volle autonome Gebahrung der Gemeinden, ja ſelbſt die Förde⸗ im 7. und der Verein „Freiſinn“ im 6. Bezirke auf. Nur die Wieden, 


rung der politiſchen und ſocialen Intereſſen der arbeitenden Claſſen, die meiſten [. „ 5 ; : 
od ee So ift ganz ſpeciell die Aufhebung des Zeitungs- und Juſe⸗ dieſer brodelnde Keſſel des Vereinslebens, ſieht auf dem alten Terrain noch 
ratenſtempels verlangt, die Reform der Rechtspflege allerdings nicht auf die zwei neue Concurrenten der Demokratie entſtehen. Der eine, der „poli— 
eng ind a Ei aber 915 beſtimmt auf 5 schleppenden tiſche Geſelligkeitsverein“ (December 1871), iſt allerdings von zweifel⸗ 
efchäftsgang und die Willkürlichkeiten der Adminiſtrativ- und Executivorgaue 8 8 4 nn Au 5 85 
gerichtet und nebſt de vollen Autonomie der Gemeinden eine erweiterte für die e Couleur, us re eee u Plsosspexein 
Bezirksvertretungen, die vollſtändige Unabhängigkeit ſpeciell für die Wiener (Mai 1872), vertritt die ſpecifiſch bürgerlich-liberale Richtung. ) 
Gemeindevertretung gefordert. —— 
4) Auch die politiſchen Forderungen ſind nicht ganz dieſelben wie vor 


) Von 14 zu 14 Tagen hat eine Vereinsverſammlung ſtattzufinden. 
Jahresfriſt. Mit den Maigeſetzen von 1868 iſt das Concordat natürlich von 


Beſchlüſſe und Auſchanungen ſollen eventuell durch den Druck verlautbart werden. 
dem Horizonte des Vereines verſchwunden, mau beſteht daher nicht mehr auf Was die innere Vereinsorganiſation betrifft, To bekennen die Kremſer 
feiner Annullirung, als exiſtirte es gar nicht mehr; die Unificirung der Staats- ihre demokratiſchen Pathen, inſofern fie auch mit Volksverſammlungen arbeiten 
ſchuld hat der Verein durchgeſetzt und halt damit offenbar auch den Staatshaus- wollen und die Vereinsverſammlungen ausnahmslos öffentlich find; die Beſtimmung, 
halt für dauernd geregelt, das Wehrgeſetz und Vereinsgeſetz eutſpricht endlich daß man wegen vereinswidrigen Handelns zunächſt von dem Ausſchuſſe ausgeſchloſſen 
wohl auch dem Vereinsprogramm, alle bezüglichen Punkte ſind ſomit einfach werde, iſt zwar nicht demokratiſch, findet ſich aber bekanntlich in den entſprechenden 
verſchwunden. Daß man aber mit der Rechtspflege und dem Preßrecht plötzlich demokratiſchen Muſtern ebenfalls. Erſt im Jahre 1874 hat an dieſem Statute eine 
zufrieden iſt, daß man an Herabſetzung der Steuern nicht mehr und rückſichtlich Aenderung ftattgefunden, welche Wanderverſammlungen und Volksbibliotheken in 
der Arbeiter nur mehr an deren ſociale, nicht auch an die politischen Intereſſen die Actionsmittel einreihte nach dem Statut zu ſchließen, müſſen der vom Vereine 
denkt, iſt unſtreitig die Frucht größerer politiſcher Beſcheidenheit. Nur über die gegründeten Volksbibliotheken ſchon mehrere ſein, da davon die Rede iſt, daß ſie 
Autonomie der Gemeinde läßt man ſich zu Zugeſtändniſſen nicht herbei, im im Falle behördlicher Auflöfung des Vereines an die Gemeinden fallen, in welchen 
Gegentheile ſoll eine Vermehrung der Vertreter die neue Gewähr der Unabhän- ſie aufgeſtellt find. 

gigkeit Wiens ſein. Der Verein iſt nach alledem mäßiger, wollen wir ſagen, libe⸗ Ein gewiſſer doctrinärer Liberalismus offenbart ſich in der originellen 
raler geworden. Es zeigt ſich dies ſchon, man verzeihe das anſcheinende Para- Beſtimmung, daß mit Jahresſchluß drei Vorſtandsmitglieder ausgeloſt werden, 
doxon, in der ſteigenden Excluſivität, da man fürderhin zunächſt nur in Wien Wahl⸗ welche dann für die nächſte Periode nicht wählbar ſind; im Uebrigen iſt die 
berechtigte, Nichtwähler aber nur auf ſpeciellen Vorſchlag von Mitgliedern auf- innere Vereinsorganiſation nur ſo weit intereſſant, als die ſtrenge Scheidung 
nimmt, wenn man ſich auch entſchloſſen hat, da den Mitgliedern nun weniger von Plenar- und Generalverſammlungen, die Fortdauer der Zahlungspflicht, 


geboten wir d, den Jau resbeitrag von zwei auf einen Gulden herabzuſetzen. wenn der Austritt nicht vor der Aprilverſammlung erklärt iſt u. ſ. w., ſtatuirt find. 

3) Von dieſem Statut liegt eine zweite und dritte Auflage von 1869 e) Der erſte von den zwei genannten Vereinen iſt nur in ſeinem An- 
und 1870 vor; in der zweiten ift die Beſtimmung beſeitigt, daß jeder Aufnahme- trage ah zum Theile originell, demzufolae er „Anträge zur Verſchönerung und 
werber in einer Vereinsverſammlung anzukündigen und erſt in der nächſten auf- Hebung des Bezirkes, Berathung über nmunale Angelegenheiten, Beſprechung 


zunehmen iſt, in der dritten eine kleine Aenderung rückſichtlich der zur Beſchluß⸗ der politiſchen Tagesereigniſſe und ferner die Aufſtellung und Unterſtützung 
fähigkeit der Plenarverſammlungen erforderlichen Mitgliederzahl angebracht. geſinnungstüchtiger Candidaten für die verſchiedenen Wahlämter und Vertretungs⸗ 


Der letztgenannte Verein tritt zu allen andern der Nachbarſchaft 
ſchon dadurch in ſcharfen Gegenſatz, daß er ſeinen Mitgliedern die Theil— 
nahme an einem anderen politiſchen Vereine des Bezirkes verwehrt. Wenn 
auch feine Abficbt, die thätige Betheilung an politiſchen und volkswirth— 
ſchaftlichen Fragen auf Grundlage der Verſaſſung zu fördern, ihn z. B. 
von dem Vereine für conſtitutionellen Fortſchritt nicht trennt, ſo liegt 
ſeine Eigenthümlichkeit doch offenbar in dem Zwecke, „die Mitwirkung 
der Bürgerſchaft an der Löſung communaler Fragen nach Maßgabe der 
Bedürfniſſe Wiens und insbeſondere des 4. Bezirkes zu beleben“ und 
„die Bildung eines feſten Verbandes der Bürgerſchaft im Bezirke herzu⸗ 
ſtellen“. Alſo wieder locale Zwecke im Vordergrund und dem ent- 
ſprechend als Mittel Beſprechungen, Wahlagitationen „mit Ausſchluß 
aller rein perſönlichen Motive“ und geſellige, auch Familiengenoſſen 
zugängliche Abende. 

Noch deutlicher wird dies in dem aus Wahlberechtigten des Neu- 
bau gebildeten „erſten Wählerverein“, welcher ſich lediglich auf die 
„Beſprechung, Wahrung und Förderung communaler Intereſſen, Ein- 
wirkung auf die Wählerkreiſe zum Zwecke einer regeren Betheiligung 
an den Wahlen im zeitgemäßen und fortſchrittlichen Sinne und über— 
19 1 Aufrechthaltung der Parteidisciplin“ beſchränken will. Auch die 

itragsleiſtung (ib fle per Jahr) iſt dieſelbe wie im Wiedner Bürger⸗ 
. He en ade die intereſſante berſcheimung, daß 
(Abſinumue ) > tung nicht verwehrt hat, alle Vereinsformalien 
a gsmodus, Gäſte, Gedenkbuch u. ſ. w.) den katholiſchen Ver⸗ 
einen zu entlehnen. 10) 


. Ein liberales Programm gebräuchlicherer Art, und zwar ein 
nationaleliberales, kommt erſt im 9. Bezirke zum Vorſcheine, deſſen 
bee nicht nur „den politiſchen Fortſchritt im Sinne der 
Verfaſſung und ihrer Fortentwickelung zu fördern, die politiſche, religiöſe 
und bürgerliche Freiheit zu wahren, das geiſtige und materielle Wohl 
a . zu fordern“, ſondern auch „das Bewußtſein der Solidarität 
der 5 e 5 zu erwecken und zu befeſtigen“ die Abſicht 
5 er 2 1 8 ei der „Verein der Fortſchrittsfreunde“ die Genug⸗ 

ung, daß die Formalien feines Statuts von dieſem, ſomit wenigſtens 
von einem Vereine Wiens, berückſichtigt werden. 17) 

Von den Vororten Wiens kommt nur 
einem ſchickſalsreichen Vereine. 

Am 25. Auguſt 1871 tritt dort ein „Fortſchritt“ an's Tageslicht, 
welcher „die politiſch-adminiſtrative und ſociale Entwicklung der Gemeinde 
Währing im geſetzlichen Wege fördern und volksthümlichen Grundſätzen 
auf allen Gebieten des Gemeindelebens praktische Verwirklichung ver⸗ 
ſchaffen“ will, alſo ein Verein mit lediglich communalen Zwecken, 
welcher aber im Reſt der Statuten jene der Fortſchrittsfreunde in der 
inneren Stadt wörtlich abſchreibt. 1?) Am 7. Jänner 1872 wird ein 
zweites Statut beſcheinigt, welches den kommunalen Charakter abſtreift, 
indem es auch rückſichtlich der Zweckbeſtimmung die Terminologie der 
Fortſchrittsfreunde annimmt. ) Am 7. Juni 1872 wird endlich ein 
drittes Statut beſcheinigt, jenes des „conſtitutionellen Volksvereines“. 
Die Uebereinſtimmung mit dem zweiten Statut iſt aber vollſtändig 


Währing in Betracht mit 


körper und Veranſtaltung von geſelligen Abenden“ bezweckt. Wie aber ſchon der 
zweue Theil dieſes Paragraphen eine bedenkliche Familienähnlichkeit mit dem 
Statut des „Vereines zur Wahrung der Volksrechte“ bekundet, ſo iſt der ganze 
weitere Text eine wortgetreue Abſchrift desſelben bis auf einige Zahlenbeſtimmun⸗ 
gen und den eingeſchalteten Paragraph, welcher die Einführung von Gäſten 
. Wären die Zwecke dieſes Vereines nicht fo harmlos, ſo könnten wir in 
SR a Fortſetzung des entſchlafenen Wächters der Volksrechte vermuthen; 
jo haben wir uns aber doch entſchloſſen, den Verein in der unbeſtimmteren, libe⸗ 
ralen Gruppe zu bela ſſen. 
he. Mic die Vertheilung des Vermögens an die Grundarmen würde 
2 Verf unverträglich iſt nur, daß die am erſten Tage jeden Monats ſtatt⸗ 
inderde Verſammlung verſchoben wird, wenn dieſer ein Sonn- oder Feiertag iſt 
und daß das „Neue Wiener Tagblatt“ und die „Vorſtadt⸗Zeitung“ Vereinspubli⸗ 
cationen dient. N 
zen.) Der Nachfolger iſt in Allem und Jedem noch gemäßigter als der 
50 Er keunt keine Sammlungen von Geldmitteln, die Mitglieder werden 
Mange üsſchuſſe aufgenommen und unſtreitige Lücken des Muſterſtatuts, der 
Mangel einer Normirung der Befchlußfähigkeit des Ausſchuſſes und einer Ver⸗ 
fügung über das Vermögen des aufgelöſten Vereines, ſind ausgefüllt. Das letztere 
geht, der ſtrengen Beſchränkung des Vereines auf den Bezirk gemäß, in die Hände 
der Bezirksvertretung zu wohlthätigen Zwecken über. 

a de einzige Verſchiedenheit beſteht darin, daß die Empfehlung von 
vier Mitgliedern ſtatt dreier zur Aufnahme nöthig iſt. 

Dafur wird bei den Beſtimmungen über die Ausſchließung eines 
Mitgliedes eine Veränderung vorgenommen. 
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vorhanden bis auf den Namen und einige andere Beſtimmungen formaler 
Natur. 10 

Wir gehen nun über die Vororte Wiens hinaus und müſſen mit 
dem „liberalen Fortſchrittsvereine“ von Waidhofen a. d. Ybbs, 
(23. April 1870) beginnen. Es iſt dies ein alter Bekannter inſoferne, 
als er uns in ſeinen Statuten eine Abſchrift jener des „Vereines für 
conſtitutionellen Fortſchritt“ auf der Wieden vorweiſt, welche nur darin 
abweicht, daß im Falle der Auflöſung das Vermögen der Gemeinde zu 
gemeinnütziger Verwendung und nicht gerade für eine Volksbibliothek 
zugewieſen wird. Die Abänderungen des Wiedener Statuts wurden aber 
nicht mitgemacht, ſo weit reichte die Verwandtſchaft nicht, im Gegentheile, 
man ſchritt für 1871 zu der ſelbſtſtändigen Neuerung, rückſichtlich der 
Beſchlußfähigkeit nur die ortsanweſenden Mitglieder zu zählen, was auf 
eine weite Verbreitung des jüngeren Vereines hindeutet. 

In dem benachbarten Bezirke Scheibbs bildet ſich zwei Wochen 
fpäter ebenfalls ein „Fortſchrittsverein“, aber auf Grundlage eines anderen 
Statuts, denn er entwickelt ſich aus einem ſchon beſtehenden und gleich— 
namigen, aber nicht politiſchen Vereine. Dieſem Urſprunge entſprechend 
ſieht er in erſter Linie auf die „Förderung der politiſchen und ſcienti⸗ 
fiſchen Bildung der Mitglieder durch Beſprechung der Tagesſragen, 
neuer Erfindungen und anderer Gegenſtände von öffentlichem Intereſſe“, 
in zweiter Linie auf die „Begleitung der politiſchen Bewegung des 
Vaterlandes durch Adreſſen und Petitionen“, deshalb beſtehen die Mittel 
des Vereines nach der Auffaſſung der Statuten in den von dem bis⸗ 
herigen Vereine herbeigeſchafften literariſchen Werken und in der durch 
monatliche Beiträge zu bewirkenden Vermehrung der Vereinsbibliothek, 
deshalb iſt eine harmloſe Organiſation möglich, ein Ausſchuß von fünf 
Mitgliedern, der ſeine Chargen ſelbſt wählt, Monatsverſammlungen, in 
denen mit relativer Majorität Beſchluß gefaßt wird. Man war offenbar 
anfänglich mit der Vorausſetzungen politiſcher Arbeit wenig bekannt, hatte 

man doch in den lithographirten Statuten die Beſtimmung, daß Frauen 
u. ſ. w. nicht Mitglieder ſein dürfen, vergeſſen und ſie erſt nachträglich 
handſchriftlich einſchalten müſſen. Die Erfahrung iſt aber ſchnell gereift, 
ſchon nach 7 Wochen ſind die Statuten abgeändert, und nunmehr will 
man die Bewegung des Va kerlandes begleiten nicht nur durch Adreſſen 
und Petitionen, ſondern auch durch „Bildung von Wahlcomites bei den 
Landtags- und eventuellen directen Reichsrathswahlen und Veranſtaltung 
von Wählerverſammlungen“, durch „Verſaſſung und Verbreitung popu⸗ 
lärer Flugſchriften über politiſche Tagesfragen“. 

In dieſelbe Zeit (3. Juni) fällt die Gründung des „Vereines 
der Verfaſſungsfreunde“ in St. Pölten. Hier tritt der deutſch⸗liberale 
Standpunkt deutlich hervor, denn die Parole lautet kurz und bündig: 

a) Aufrechthaltung und Weiterentwicklung der verfaſſungsmäßigen 
Freiheiten, 

b) Förderung des geiſtigen und materiellen Fortſchritts, 

c) Wahrung deutſcher Nationalität. 

Daneben iſt aber die ſo häufig wiederkehrende Benützung des 
Statuts des demokratiſchen „Vereines zur Wahrung der Volksrechte“ 
nicht verſchmäht, ſo weit es ſich um Formalien handelt. Volksver— 
ſammlungen ſind wieder in Ausſicht genommen, daneben als Neuerung 
Vorträge außerhalb des Vereines; die regelmäßige Oeffentlichkeit der 
Vereinsverſammlungen, die Leichtigkeit des Eintritts und des Ausſchluſſes, 
der Vorbehalt von politiſchen Kundgebungen für den Ausſchuß erinnern 
an das Muſter, ſowie einige Abänderungen (die Beitragspflicht läuft 
das halbe Jahr fort, in welches der Austritt fällt u. ſ. w.) auf das 
Medium der Mittheilung hinweiſen. 

Von dieſen Statuten exiſtirt eine zweite, lithographirte Ausgabe 
vom November 1871, welche nur rückſichtlich der Ausſchußergänzung ꝛc. 
minimale Aenderungen vorgenommen hat, und endlich eine dritte, eben— 

falls lithographirte, vom März 1872, die die weſentliche Neuerung 
der Wanderverſammlungen, und zwar für das ganze Viertel O. W. W. 
einführt. 

Man ſollte nun meinen, daß dieſer auf einen ganzen Gau berechnete 
Verein durch ſeine Einrichtung muſtergiltig geworden ſei für alle in 
ſeinem Bereiche geſchaffenen verwandten Bildungen. Dies iſt aber durch⸗ 


) So hat die Aufnahme wie der Ausſchluß durch die Verſammlung 


mittelſt Kugelung zu geſchehen, drei Mitglieder des Ausſchuſſes werden durch das 


Los von der Fähigkeit zur Wiederwahl ausgeſchieden, fünfzehn Mitglieder 
genügen ftatt zwanzig zur Beſchlußfähigkeit. Will man dieſer Verſchiedenheiten 
wegen nicht die Exiſtenz eines zweiten Vereines annehmen, ſo hat bei dieſen 
Abänderungen zumeiſt wohl das Aſſectionsintereſſe den Ausſchlag gegeben. 
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aus nicht der Fall Wir finden, obwohl der Titel „Verein der Vers 
faſſungsfreunde“ mehrfach wiederkehrt, nur bei jenem von Miſtelbach, 
der den Namen eines „deutſchen Vereines“ führt, ein gedrucktes Exem⸗ 
plar des erſten St. Poltner Statuts zur Vorlage an die Statthalterei 
benützt, in welchem die Beſtimmungen über die Kundmachung der Ver⸗ 
ſammlungen, der Orts- und Vereinsname einfach durchgeſtrichen find. 
Der Miſtelbacher Verein iſt dieſem Statut auch in der zweiten Redac⸗ 
tion (Auguſt 1872) treu geblieben, nur hat er, der Vorkämpfer und 
Märtyrer der Wanderverſammlungen, hier die Beſtimmung eingeſchaltet, 
daß die von ihm veranſtalteten Vereins⸗ und Volksverſammlungen 
an jedem Orte innerhalb des politiſchen Bezirkes Miſtelbach ſtattfinden 
können. 

Wohl haben wir eine innig zuſammenhängende Familie, welche 
am 22. Juli 1870 mit dem „conſtitutionellen Fortſchrittsvereine“ in 
Horn beginnt, die gleichnamigen von Ybbs und Zwettl, die „liberalen 
Vereme“ von Langenlois und Gföhl in ſich faßt und mit dem „Fort- 
ſchrittsvereine“ von Wiener-Neuſtadt am 3. März 1872 ſchließt, in 
dieſer iſt aber kein Einſluß von St. Pölten, ſondern nur die Copirung 
des Kremſer „conſtitutionellen Fortſchrittsvereines“ vom Jahre 1868 zu 
erkennen. 10) 

Dieſer Vereinsfamilie zugethan erſcheint endlich noch ein Verein 
aus dem Jahre 1870 (mit nicht näher bekanntem Datum), nämlich 
jener der „Verfaſſungsfreunde im Gerichtsbezirke Aſpang“. Auch hier 
wieder eine, bei der localen Nachbarſchaft zu Wiener-Neuſtadt leicht 
erklärliche, formelle Anlehnung an die Vereine zur Wahrung der Volks⸗ 
rechte, daneben aber eine ſo entſchiedene, durch keine Nebentendenz beirrte 
Hervorkehrung des Verſaſſungsſtandpunktes, daß er feinem Namen die 
meiſte Ehre unter allen Vettern macht. Er will nämlich: a) die durch— 
dringende klare Erkenntniß einer Verfaſſung überhaupt und insbeſondere 
der öſterreichiſchen Verfaſſung vom 21. December 1867 ſowie aller 
in Folge erlaſſenen Geſetze verbreiten, b) die bereits gewonnenen ver- 
faſſungsmäßigen Rechte, insbeſondere die Grundrechte, feſthalten und 
nach den Grundſätzen der wahren Volksfreiheit entwickeln. Der Anſchluß 
an die demokratiſche Formel der Volksrechtswahrer iſt ſomit ebenſo 
unverkennbar, wie die Verkehrung des Inhalts, bezüglich deſſen nur 
die Negative, nämlich die Ignorirung des Deutſchthums, gemeinſam iſt. 1e) 

Demſelben Jahre (Juni 1870) gehört ferner der ebenfalls mit 
dem Namen der „Verfaſſungsfreunde“ ausgerüſtete Verein für Retz und 
Umgebung an, ſein Statut reiht ihn aber der eben beſprochenen Gruppe | 


nicht an, Sondern bringt ihn zunächſt in Zuſammenhang mit dem 


und zwar um ſo intereſſanter, als bei Ober⸗Hollabrunn einige Schwache 
Anklänge an den Wiener „deutſchen Verein“ wahrzunehmen ſind. Der 
letzere hat in Niederöſterreich nur eine Copirung durchgeſetzt, nämlich 
durch den „deutſchen Verein“ für den politiſchen Bezirk Groß⸗Enzers⸗ 
dorf. 18) 

Wohl war fein Statut auch dem „conſtitutionellen Vereine“ in 
Schwechat bekannt, man erſieht es z. B. daraus, daß unter die Mittel 
die Gründung „deutſcher Vorſchußvereine und anderer auf Selbſthilſe 
geſtützter Genoſſenſchaften“ aufgenommen iſt, eine umfaſſende Benützung 
hat aber weder rückſichtlich des Weſens, noch der Form ſtattgefunden. 
Es gilt hier lediglich, für „conſtitutionellen Fortſchritt, Volksbildung und 
Hebung des Wohlſtandes zu wirken und darauf Bezug habende Fragen 
mit beſonderer Rückſicht auf die Zuſtände und Intereſſen des Bezirkes 
Schwechat zum Gegenſtande der Erörterungen und Beſtrebungen zu 
machen“ und dazu ſollen unter anderem die Monatsverſammlungen, als 
materielle Mittel Gründungsbeiträge von einem Gulden und Jahres- 
beiträge dienen. Dieſe Beſchränkung der agitatoriſchen Thätigkeit tritt 
bei der Statutenreviſion von 1873 noch deutlicher hervor, nunmehr 
handelt es fi) nur noch darum, „den conſtitutionellen Fortſchritt in 
Staat und Gemeinde“ zu fördern, die regelmäßigen Monatsverſammlungen 
ſind verſchwunden u. ſ. w. 


(Fortſetzung ſolgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Begriff der gemeinſchaftlichen Haushaltung im Sinne der §§ 189 
und 463 St. G. B. 

Die Staatsanwaltſchaft in Leitmeritz erhob gegen den minder— 
jährigen Joſeph W. die Anklage wegen Verbrechens des Diebſtahls 
nach SS 171, 173 und 174 II ad d St. G., begangen dadurch, 
daß er, von ſeinen Eltern bei einem Schuhmachermeiſter in Teplitz, woſelbſt 
er auch Koſt und Wohnung genoß, in der Lehre untergebracht, bei 
Gelegenheit feiner ſonntägigen Beſuche im elterlichen Haufe in Zug— 
mantel in mehreren Angriffen, aus verſperrtem Orte dieſen ſeinen 
Eltern 25 fl. überſteigende Geldbeträge entwendete. Der Gerichtshof 
hat den Angeklagten mit dem Urtheile vom 2. April 1880, Z. 1331, 
von der Anklage freigeſprochen. 

Gegen dieſes ſreiſprechende Urtheil brachte die Staatsanwaltſchaft 


(October 1871) in Ober-Hollabrunn für den gleichnamigen und den | die Nichtigkeitsbeſchwerde, gegründet auf § 281,8. 9 hit. a St. P. O. 
Haugsdorfer Gerichtsbezirk gebildeten „deutſchen Fortſchrittsverein“, beide ein, in welcher ausgeführt wird, daß die im 8 463 St. G. gebrauchten 
Vereine aber weiſen nichts anderes auf als eine Abſchrift des Statuts Worte: „jo lange ſie in gemeinſchaftlicher Haushaltung leben“ ein an— 
der „Liberalen in Zuaim“. Es iſt höchſt intereſſant, wie die Znaimer, dauerndes Verhältniß umfaſſen, was im vorliegenden Falle nicht zutreffe, 
welche in Mähren eine Schule zu gründen nicht vermochten, nach zwei da Joſeph W. außer dem elterlichen Hauſe untergebracht war, in ſolches 
und drei Jahren die Vereinsbildung in Niederöſterreich beeinflußen, “) lediglich an Sonn- und Feiertagen auf Beſuch kam und diefe Gelegen⸗ 


1) Nur hie und da find unbedeutende Schwankungen zu verzeichnen. So 
genügen in Horn, Ybbs, Gföht 20, in Zwettl und Wiener⸗Neuſtadt 30 Mitglieder, 
um den Verein zu conſtituiren, die Aufnahme erfolgt in Ybbs, Langenlois und 
Zwettl nur durch ausdrücklichen Beſchluß (der Verſammlung in Ybbs, des Aus⸗ 
ſchuſſes in erſter, der Verſammlung in zweiter Linie in Langenlois, des Aus⸗ 
ſchuſſes in Zwetil). In Langenlois ſteht der Ausſchluß eines Mitgliedes nur der 
Verſammlung zu, die Normen über die Beſchlußfaſſung ſind etwas geändert und 
das Inſtitut geſelliger Abende an allen Sonn- und Feiertagen iſt eingeführt, in 
Zwettl will man auch mit den gewählten Abgeordneten im Verkehr bleiben in | 
Gföhl beſteht der Ausſchuß aus 7, in Wiener⸗Neuſtadt aus 10 Mitgliedern, in 
Ybbs fällt das Vereinsvermögen im Falle der Auflöſung Schulzwecken zu und 
die Formulirung des Zwecks iſt nicht wörtlich dieſelbe. Wichtiger als all dies iſt 
aber die Eigenthümlichkeit des für den politiſchen Bezirk Zwettl conſtituirten 
Vereines, welcher in ſeinen am 16. September 1870 beſcheinigten Statuten, Art. III. 
ausdrücklich die Beſtimmung enthält, daß die Verſammlungen in allen Orten 
des Bezirkes abgehalten werden können. Von deu übrigen Vereinen dieſer Gruppe 
haben ſich durch Statutenänderungen im Jahre 1873 das Recht der Wander⸗ 
verſammlungen erwirkt Horn für den politifchen Bezirk und Gföhl für den Ge⸗ 
richtsbezirk. . 

1%) Was die Organifation betrifft, fo hat dieſer Verein von vorn gerein 
Wanderverſammlungen im Bezirke ins Auge gefaßt, dagegen aber auf Voll sver⸗ 
ſammlungen verzichtet, Vorträge, Lectüre und Wahlagitation find die weiteren 
Mittel; die Vereinsverſammlungen ſollen wöchentlich ſtattfinden, der Eintritt iſt, 
demokratiſchem Muſter getreu, allen Bezirksgenoſſen gegen Unterſchrift der Statuten 
geſtattet, der Ausſchluß der Hauptverſammlung vorbehalten. h 

*) In Retz ſchaltet man nur die Volksverſammlungen unter den Mitteln 
ein, erhöht den halbjährigen Beitrag von 60 kr. auf einen Gulden, fetzt die Mit⸗ 
gliederzahl des Ausſchuſſes von 9 auf 5 herab, verlangt ſtets eine ſchriftliche 
Austrittserklärung, überläßt die Ausſchließung in erſter Linie dem Vorſtande 
u. ſ. w. In Ober⸗Hollabrunn find dieſe Abänderungen ebenfalls enthalten und 


heit zur Verübung der Diebſtähle benützte, ſonach die Anwendbarkeit 
dieſer Geſetzesſtelle ausgeſchloſſen ſei. 

Der k. k. oberſte Gericht- als Caſſationshof fand jedoch mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 3. September 1880, Z. 6030, die Nichtigkeitsbeſchwerde 


zu verwerfen. — Gründe: 


Die Gründe des angefochtenen Erkenntniſſes haben feſtgeſtellt, daß 
die diebiſchen Eingriffe des Angeklagten in das Vermögen feiner Eltern 
jedesmal zu einer Zeit ſtattgefunden haben, zu welcher er ſich bei den- 
ſelben in Koſt und Wohnung befunden hat. Dadurch aber, daß mit 
den Angehörigen einer Haushaltung die Koſt und Wohnung getheilt 
wird, wird das Leben in gemeinſchaftlicher Haushaltung mit dieſen 
Perſonen begründet. An dieſer Wirkung vermag der Umſtand nichts zu 
ändern, daß in der Gemeinſchaftlichkeit der Verköſtigung und Behauſung 
Unterbrechungen eintreten, weil das Geſetz keineswegs feſtſetzt, daß das 
Verköſtigtwerden und Zuſammenwohnen eine beſtimmte Zeit andauern 


muß, um unter den Begriff der gemeinſchaftlichen Haushaltung zu fallen. 


Am wenigſten aber erſcheint durch ſolche Unterbrechungen die Gemein⸗ 


ſchaftlichkeit der Haushaltung bei der jeweiligen Anweſenheit in Fällen, 


zudem einige minimale textuelle Aenderungen, nur begnügt man ſich mit 50 kr. 
im Halbjahr und will dagegen 7 Mann im Ausſchuſſe haben, erinnert endlich 
in dem Schlutzſatze der Zweckformulirung und in der Wahl der Mittel an den 
Wiener „deutſchen Verein“. 

10) Die einzigen bedeutſamen Aenderungen find die Herabſetzung des 
Semeſtralbeitrages auf 25 kr. und die Beſchränkung der ordentlichen Verſammlungen 
auf den Quartalwechſel. 


wie in dem vorliegenden, ausgeſchloſſen, da einerſeits immer wieder 
die Rückkehr in dasſelbe Hausweſen ſtattgefunden hat, und da es ſich hier 


um das Verbältniß eines minderjährigen Kindes zum Elternhauſe handelt, 
— eines Kindes, welches dadurch, daß es zum Behufe der Erlernung eines 


Gewerbes in die von dem Wohnorte ſeiner Eltern nicht weit entfernte 


Stadt zu einem Handwerker in die Lehre gegeben worden iſt, nicht 


aufgehört hat, in dem Haufe ſeiner Eltern feinen eigentlichen und recht- 
lichen Wohnſitz zu haben, feine natürliche Zufluchtsſtätte zu finden und 
den Ort zu erblicken, von welchem aus ſeine Geſchicke überhaupt ihre 
Lenkung erfahren. 

Der von der k. k. Staatsanwaltſchaft behauptete Nichtigkeitsgrund, 
daß das Erkenntnißgericht durch ſeinen Anſpruch, daß die dem Ange— 
klagten zur Laſt fallende That eine zur Zuſtändigkeit der Gerichte 
gehörige ſtrafbare Handlung nicht begründet, das Geſetz unrichtig auge— 
wendet habe (8 281, Z. 9 lit. a St. P. O.), kann mit Rückſicht auf 
das Vorausgeſchickte als vorhanden nicht erkannt werden, und dieſes 
um ſo weniger, als das Geſetz bei Feſtſetzung der Beſtimmung 
des $ 463 St. G offenbar von der Abſicht geleitet war, gewiſſe ftraf- 
bare Handlungen, welche im Innern der Familie vorfallen, möglichſt 
der Ahndung dieſer allein zu überlaſſen und der Cognition des Gerichtes 
erſt über das Verlangen der Familie nach öffentlicher Unterſuchung und 
Beſtrafung zu unterſtellen, dieſe Abſicht des Geſetzes aber eher eine 
ausdehnende, als eine einſchränkende Auslegung des Begriffes der 
gemeinſchaftlichen Haushaltung erheiſcht. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. II. Quartal. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 61. Ausgeg. am 27. Mai. 

Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch— 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24 Mai. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von der Station 
Boba⸗Jänoshäza der ungariſchen Weſtbahn über Sümeg bis Tapolcza, eventuell 
bis Keszthely, reſp. Szentgyörgy. Z. 6702. 26. April. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Eiſenbahn von Liebenau nach Böhmiſch-Leipa, Leitmeritz und Poſtelberg, eventuell 
bis Rakonitz, zum Anſchluſſe an die k. k. Staatsbahn Rakonitz⸗Protivin. Z. 10.878. 
2. Mai. 

Nr. 62. Ausgeg. am 29. Mai. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 18. Mai 1880, Z. 15.738, an 
die öſterreichiſchen Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Verſtändigung der k. k. 
Generalinfpeetion der öſterreichiſchen Eiſenbahnen von Erprobungsverfuchen mit 
Neuerungen und Erfindungen auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 
11. Mai, 8. 4071 III., an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, 
wonach Verfügungen, welche einer ſtaatlichen Genehmigung bedürfen, ohne dieſe 
auf einfache Requiſition fremder Anſchlußbahnen unzuläſſig ſind. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schlepp¾Zhahn zwiſchen dem 
bürgerlichen Brauhauſe in Pilſen und dem Frachtbahnhofe der Eiſenbahn Pilſen⸗ 
Prieſen (Komotan) in Pilſen. Z. 12.252. 12. Mai. 

Nr. 63. Ausgeg. am 1. Jun:. 


Nr. 64. Ausgeg. am 3. Juni. 
Abdruck von Nr. 41 R. G. Bl. 


Nr. 65. Ausgeg. am 5. Juni. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 22. Mai 1880, Z. 14.095, an 
ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, betreſſend weitere Erleichterungen in Bezug 
auf die Kundmachung der anſpruchsberechtigten Unterofficieren vorbehaltenen 
Dienſtespoſten. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalfpurige 
Secundärbahn von Gleisdorf mit Anſchluß an die ungariſche Weſtbahn über 
St. Ruprecht, Weiz und Anger nach Birkfeld. Z. 11.785. 20. April. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige 
Localbahn von Kriegern nach Waltſch. Z. 14.946. 12. Mai. 


Eonceffion zum Baue und Betriebe einer Schlepphahnverbindung zwiſchen 
dem von der Emmeranezechen Kohlengewerkſchaft in Bilin neu anzulegenden 
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Schachte und der Station Bilin der Eiſenbahn Pilſen-Prieſen (Komotau). Z. 13.812 
16. Mai. 

Nr. 66. Ausgeg. am 8. Juni. 
Auszug aus dem Finanzgeſetze für das Jahr 1880, vom 28. Mai 1880 
(R. G. Bl. Nr. 53). 


Nr. 67. Ausgeg. am 10. Juni. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Kohljauowitz nach Becvar, bezw. nach Zasmuk. Z. 14.739. 15. Mai. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie zwiſchen Gut und 
Halap, eventuell Vaͤmospecs. Z. 7470. 16. Mai. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Secundärbahn von Nimburg nach Rozdialowitz mit Abzweigung nach Dimokur. 
3. 15.430. 28. Mai. 


Nr. 68. Ausgeg. am 12. Juni. 
Abdruck von Nr. 56 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 57 R. G. Bl 
Nr. 69. Ausgeg. am 15. Juni. 
Abdruck von Nr. 58 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 59 R. G. Bl. 
Verfügung des k. k. Handelsminiſteriums vom 5. Juni 1880, betreffend 
die Erhöhung der Fahrgeſchwindigkeit auf der Elbogener Localbahn. Z. 36.654 
ex 1879. 


Nr 70. Ausgeg. am 17. Juni. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 30. Mai 1880, Z. 16.836, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die Einhebung der Viehbeſchau-Gebühren 
| durch die Bahnorgane. 

Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 27. Mai 1880, Z. 8044, 
an ſämmtliche Länderſtellen, betreffend die Feſtſetzung der Viehbeſchau⸗Gebühren 
und deren Einhebung durch die Bahnorgane. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Secundärbahn von dem Frachtenbahnhofe der Katſer-Franz⸗Joſef⸗Bahn in Nußle 
nach Modran. Z. 15.488. 20. Mai. 

Abänderung der Artikel 12 und 13 des Protokollar-Uebereinkommens mit 
der k. k. priv. öſterr. Nordweſtbahn vom 4. Februar 1878. Z. 15.583. 28. Mai. 

Nr. 71. Ausgeg. am 19. Juni. 


Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Verlängerung des in der Station 
Dombrau der k. k. priv. Kaſchau-Oderberger Eiſenbahn vorhandenen Sturzgeleiſes 
bis zum Hauptſchachte des Steinkohlenbergbaues Orlau⸗Lazy. Z. 11.000. 11. Mai. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Secundärbahn von Laun nach Böhm.⸗Leipa, eventuell nach Liebenau 3. 14.958. 
11. Mai. 
| Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für Local-Eiſenbahnen: 
we von Tabor nach Pilgram und 2. von Weſſely nach Neuhaus. Z. 15.483, 
31. Mai. 


Nr. 72. Ausgeg. am 22. Juni. 


Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Neratowitz der k. k. priv. Turnau⸗Kralup⸗Prager Eiſenbahn zur Zuckerfabrik in 
Elbekoſteletz des David Bloch. Z. 14.083. 29. Mai. 

Concefſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn vom Lagerhauſe 
der Koliner Creditbank in Kolin zum gleichnamigen Bahnhofe der öſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. Z. 33.454. 5. Juni. 

Nr. 73 Ausgeg. am 24. Juni. 


Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Juni 1880, womit 
Juli 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
* Jahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von der Statton Zlonitz der Prag⸗-Duxer Bahn nach Welwarn. Z. 17.117. 
4. Juni. 


ö Nr. 74. Ausgeg. am 26. Juni. 
Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Juni. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für fünf normalſpurige 
Secundärbahnen. Z. 14.738. 30. Mai. 
Bewilligung zur nahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Secundärbahn von Wecker dorf nach Parſchnitz. Z. 16.329. 5. Juni. 
Nr. 75. Ausgeg. am 29. Juni. 
Abdruck von Nr. 61 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 63 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 
Nr. 3. Ausgeg. am 17. April. 


Nr. 4. Ausgeg. am 29. April. 

Circularverordnung vom 21. April 1880, Nr. 5684 1280 III. Verlaut⸗ 
barung der Geſetze, betreffend die Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrank⸗ 
heiten, dann der Rinderpeſt. 

Nr. 5. Ausgeg. am 29. April. 

Circularverordnung vom 20. April 1880, Nr. 5685 1281 III. Hinaus⸗ 
gabe der Sammlung der Reichsgeſetze und Miniſterialverordnungen zum Gebrauche 
der k. k. Gendarmerie, Jahrgang 1879. 

Nr. 6. Ausgeg. am 29. Mai. 

Circularve ordnung vom 26. Mai 1880, Praes. Nr. 1081. Ausſchließung 
der Aſpiranten der Gendarmerie von der Aufnahme in die Trabanten-Leibgarde 
und Hofburgwache, dann Beſtimmung in Betreff der Aufnahme von Perſonen 
des Mannſchaftsſtandes beider Landwehren. 

Nr. 7. Ausgeg. am 28. Juni. | 
Verordnungsblatt fur die k. k. Landwehr. | 
Nr. 9. Ausgeg. am 1. April. 

Circular-Verordnung vom 26. März 1880, Nr. 4057851 IV. Hinaus⸗ 

gabe der „neuen Schieß⸗Inſtruction für die Infanterie und Jäger-Truppe des | 


k. k. Heeres“. | | 
Nr. 10. Ausgeg. am 12. April. 


Circular⸗Verordnung vom 10. März 1880, Nr. 3348 699 II. Aenderun⸗ 
gen in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichte und Be zirkshauptmannſchaften in 
Galizien. | 

Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 12. Februar 1880, 
3. 17.511, zum Behufe der Herſtellung der Evidenz der Sterbefälle von Militär- 
und Landwehr-Perſonen. 

Nr. 11. Ausgeg. am 23. April. 

Circular-Verordnung vom 21. April 1880, Nr. 5465 1114 IV. Gebrauch 

verſtärkter Patronen bei den Truppen der k. k. Landwehr. | 
Nr. 12. Ausgeg. am 29. April. 

Circular⸗Verordnung vom 17. April 1880, Nr. 5132 831 V. Eides⸗ 
formel und Abnahme für Truppen-Rechnungsführer und Beamte der Landwehr. 

Circular⸗Verordnung vom 22. April 1880, Nr. 54661115 IV. Ausmaß | 
der Friedens- und Kriegs⸗Taſchen⸗Munition an Patronen M. 1877; Syſtemiſirung 
eines zweiten Munitions⸗Wagens per Landwehr⸗Infanterie-, Schützen- und Landes⸗ ö 

| 
| 


ſchützen⸗Bataillon. 
Nr. 13. Ausgeg. am 29. April. 
. = 1} 
Nr. 14. Ausgeg. am 13. Mai. ö 
Circular⸗Verordnung vom 30. April 1880, Nr. 4020 848 IV. Hinaus⸗ 
gabe des Anhanges II zur „Inſtruction für Büchſenmacher der k. k. Truppen 
über die Handfeuerwaffen mit Werndl⸗Verſchluß vom Jahre 1872“. 
Circular⸗Verordnung vom 5. Mai 1880, Nr. 6291/1297 IV. Hinausgabe | 
der 1. „Inſtruction zur ärztlichen Unterſuchung der Aſpiranten bei der Aufnahme 
in Militär⸗Erziehungs⸗ und Bildungs⸗Anſtalten und Cadetenſchulen“. 2. „In⸗ 
ſtruction zur ärztlichen Unterſuchung der Bewerber um Aufnahme als See⸗ 
Aſpiranten 2c. | 


| 
— | 
ji 


(Fortſetzung folgt.) 


PBerivualien. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Legationsrathe Eduard Freiherrn 
v. Lago anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Miniſter⸗ 
reſidenten verliehen. 

Seine Ma jeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Finanzprocurator in Laibach Dr. Friedrich Kaltenegger Ritter v. | 
Riedhorſt zum wirklichen Hofrathe und Finanzprocurator in Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Theodor Ritter v. Rinal⸗ 
dini zum Hofrathe bei der Trieſter Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Finanzdirector in Troppau Karl Ritter v. Weſſely anläßlich deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath der Finanzprocuratur in Trieſt 
Dr. Juſtin v. Steinbüchel-Rheinwall zum Oberfinanzrathe und Finanz⸗ 
procurator in Innsbruck und den Finanzrath der Finanzprocuratur in Graz 
Dr. Friedrich Foſſel zum Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in Klagenfurt 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Oberfinanzrathe der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur Dr. Guido 
Schoſſerer den Orden der Eiſernen Krone III. Claſſe taxfrei verliehen. | 
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Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in 
Innsbruck Dr. Joſef Sajic im Verſetzungswege die Oberfinanzrathsſtelle in 
Graz verliehen. 

Seine Majeſtät haben die beim öſterr. kaiſ. Orden der eifernen Krone 
erledigte Schatzmeiſterſtelle dem bisherigen Greffier, Hof- und Miniſterialrathe im 
k. und k. Miniſterium des kaiſ. Hauſes und des Aeußern Wilhelm Weiß, die 
Greffiersſtelle dem bisherigen Ordenskanzliſten, Cabinets⸗Regiſtratursadjuncten 
kaiſ. Rathe Alexander v. Hillenbrand und die hiedurch erledigte Kanzliſten⸗ 
ſtelle dem Cabinetsregiſtrator Regierungsrathe Theodor Pittner verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der Finanzprocuratur in Brinn 
Dr. Franz Domluwil den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſtonirten Telegraphenamts⸗Official und 
ehemaligen Telegraphenamtsleiter Anton Moſer in Pettau den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Telegraphenamts⸗Verwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Honorar-Generalconſulate in 
rg in Verwendung ſtehenden Honorar Secretär Andreas Karl v. Halen 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 
Seine Majeſtät haben den bisherigen Gerenten des k. und k. Honorar⸗ 
Conſulates in Bangkok J. J. Riechmann zum unbeſoldeten Conſul ernannt. 

Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Generalconſulate in New⸗Hork 
verwendeten Honorarkanzler Friedrich Wilhelm Meyer zum unbeſoldeten Vice⸗ 
conſul auf feinem Poſten ernannt und demfelben gleichzeitig das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Prager Stadtrathe Heinrich Legler das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeſ⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Franz Veith zu Grulich das 
oldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Adalbert Bauer zum Oberingenieur, dann die Bauadjunkten Joſef 
Prcehal und Joſef Nedved zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Böhmen 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Hilfsämter⸗Directionsodjuncten Michael Hacker zum Hilfsämter⸗Director bei der 
niederöſterreichiſchen Statthalterei ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Errichtung einer k. und k. Conſular⸗ 
agentie in Junin (Peru) und die Beſtellung des Wilhelm Scheuermann zum 
k. und k. Conſularagenten daſelbſt genehmigt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Maler Daniel Penther 
in Wien zum Cuſtos der Gemäldegalerie der k. k. Akademie der bildenden Künſte 
in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuer-Inſpectoren Friedrich Pſchenieka 
und Heinrich Rzieb zu Steuer⸗Oberiuſpectoren der Prager Finanz-Landesdirec⸗ 
tion ernannt 

Der Finanzminiſter hat den Hauptcaſſier der Prager Landeshauptcaſſe 
Karl Kolär zum Controlor dieſer Caſſe ernannt. 

Der k. und k. gemeinſame oberſte Rechnungshof hat zwei bei demſelben 
neu ſyſtemiſirte Ober⸗Rechnungsrathsſtellen den Rechnungsräthen dieſer Central⸗ 
ſtelle Johann Scheiringer und Ferdinand Göbl verliehen. 
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Erledigungen. 

Rechnungsrathsſtelle bei der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei in der 
achten Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, even⸗ 
tuell eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten oder eine Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 15. Jänner 1881. (Amtsbl. Nr. 285.) 

Förſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Wien in der 
zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Mitte Jänner 1881. (Amtsbl. Nr. 285.) 

Kanzliſtenſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei mit der eilften Rangs⸗ 
claſſe zur Verſehung des Bezirksſeeretärspoſtens bei der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Gradiska, bis Mitte Jänner 1881. (Amtsbl. Nr. 286.) 

Hilfsämter⸗Directionsadjunctenſtelle bei der oberöſterreichiſchen Statthalterei 


in der neunten Rangsclaſſe, bis Mitte Jänner 1881. (Amtsbl. Nr. 286.) 


In dem unterzeichneten Verlage iſt erſchienen und liegt nun vollendet vor: 


Die üſterr. Civiljuſtig-Geſegehung 
in den Jahren 1870-1880. 


Chronologiſche Zuſammenſtellung der in dem letzten Decennium erſchienenen, 
im Reichsgeſetzblatte, in ſämmtlichen Landesgeſetzblättern, ſowie anderweitig 
veröffentlichten Civiljuſtiz⸗Geſetze und Verordnungen, nebſt einer Erläuterung 
derſelben durch die Motive der Geſetzesentwürfe und die Entſcheidung der 
oberſten Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden. 
Bearbeitet und herausgegeben von 


Dr. jur. Karl Frühwald. 

Mit Materien-, Entſcheidungen- und Nachſchlage-Regiſter für das ganze Werk. 
Vier Bände im Umfange von 93 Bogen 8. geh. Subſcriptionspreis 8 fl. 
In 4 dauerhaften Draht⸗Leinwandbänden Subſcriptionspreis 10 fl. 
== der Subſcriptionspreis erliſcht mit Ende des Jahres 1880. — 
Zu gef. Beftellungen empfiehlt ſich die 
Manz'ſche k. k. Hofverlags- und ÜUniverſttäts-Buchhandlung, 
I., Kohlmarkt Nr. 7, n Wien. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


